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11. ersucht den Generalsekretär außerdem, auch weiter-
hin Auswahlwettbewerbe in allen Amtssprachen abzuhalten,
damit frei werdende Stellen in den Sprachendiensten rasch
besetzt werden;

V
Informationstechnik

1. nimmt Kenntnis von den Fortschritten, die bislang an
allen Dienstorten bei der Integration der Informationstechnik
in die Management- und Dokumentenverarbeitungssysteme
erzielt wurden, sowie von dem globalen Konzept, wonach die
Konferenzdienste an allen Dienstorten Normen, bewährte
Praktiken und technologische Fortschritte gemeinsam anwen-
den;

2. begrüßt die Anstrengungen, die der Generalsekretär
im Büro der Vereinten Nationen in Nairobi unternommen hat,
um das Büro im Einklang mit seinen operativen Erfordernis-
sen an der gemeinsamen Anwendung der Normen, bewährten
Praktiken und technologischen Fortschritte der anderen Büros
der Vereinten Nationen zu beteiligen;

3. ersucht den Generalsekretär, verstärkte Anstrengun-
gen zu unternehmen, um die Kapazität des Büros der Verein-
ten Nationen in Nairobi auf dem Gebiet der Informationstech-
nik auszubauen, die zur Verfügung stehenden Ressourcen
nach Bedarf umzuschichten, um neuen Prioritäten zu entspre-
chen, und sich gegebenenfalls im Rahmen des ordentlichen
Haushalts für den Zeitraum 2006-2007 erneut mit dieser Fra-
ge zu befassen;

4. ersucht den Generalsekretär außerdem, dafür zu sor-
gen, dass die an allen Dienstorten verwendeten Technologien
kompatibel und für alle Amtssprachen nutzerfreundlich sind;

VI
1. nimmt Kenntnis von den Anmerkungen in den Zif-

fern 56 bis 60 des Berichts des Generalsekretärs66 sowie den
Ziffern 12 bis 14 des Berichts des Konferenzausschusses56;

2. beschließt, sich im Zusammenhang mit der Verbes-
serung der Arbeitsmethoden des Fünften Ausschusses erneut
mit der Frage der Behandlung des Tagesordnungspunktes
"Konferenzplanung" in zweijährigen Abständen zu befassen.

RESOLUTION 59/266
Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 23. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/650, Ziffer 7)67.

59/266. Personalmanagement

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf die Artikel 8, 97, 100 und 101 der Char-

ta der Vereinten Nationen,
sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/222 A

und B vom 23. Dezember 1994 und 20. Juli 1995, 51/226

vom 3. April 1997, 52/219 vom 22. Dezember 1997, 52/252
vom 8. September 1998, 53/221 vom 7. April 1999, 55/258
vom 14. Juni 2001, 57/305 vom 15. April 2003 und 58/296
vom 18. Juni 2004 sowie ihre anderen einschlägigen Resolu-
tionen und Beschlüsse,

nach Behandlung der einschlägigen Berichte über Fragen
des Personalmanagements, die der Generalversammlung zur
Behandlung vorgelegt wurden68, sowie des entsprechenden
Berichts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen69,

I
Reform des Personalmanagements

1. bekräftigt die in den Abschnitten I und II ihrer Reso-
lution 53/221 und in Abschnitt I ihrer Resolution 55/258 fest-
gelegten Grundsätze für das Personalmanagement und die
Rolle des Sekretariats-Bereichs Personalmanagement;

2. erklärt, dass der Bereich Personalmanagement unbe-
schadet des Artikels 12.3 des Personalstatuts auch weiterhin
die zentrale Instanz im Sekretariat für die Auslegung und An-
wendung des Personalstatuts und der Personalordnung ist;

3. betont, dass es von entscheidender Bedeutung ist,
dass das Sekretariat die Mitgliedstaaten auf transparente Wei-
se und rechtzeitig über Angelegenheiten im Zusammenhang
mit der Reform des Personalmanagements unterrichtet;

4. ersucht den Generalsekretär, in künftige Berichte
über die mandatsmäßige Reform des Personalmanagements
vollständige Informationen über den Erfolg und die Wirkung
ihrer Umsetzung aufzunehmen;

5. betont, dass alle Vorschläge zur Änderung der Bau-
steine der Reform von transparenten Informationen für die
Mitgliedstaaten zu diesen Änderungen begleitet sein sollen; 

6. verweist auf Abschnitt VII ihrer Resolution 55/258,
in dem die Generalversammlung den Generalsekretär unter
anderem ersuchte, sicherzustellen, dass vor der Delegation
von Befugnissen an die Programmleiter gut konzipierte Re-
chenschaftsmechanismen vorhanden sind;

7. betont, dass für angemessene Mechanismen gesorgt
werden muss, um zu gewährleisten, dass die Programmleiter
für die Umsetzung der Personalpolitik und die Erreichung der
in den Personal-Aktionsplänen enthaltenen Ziele rechen-
schaftspflichtig sind; 

8. hebt hervor, dass wirksame Rechenschaftsmechanis-
men ein fester und wesentlicher Bestandteil der Reform des
Personalmanagements sind, und ersucht den Generalsekretär,
diese Mechanismen in der gesamten Organisation zu stärken; 

9. ersucht den Generalsekretär, die Wirksamkeit der
Personal-Aktionspläne weiter zu verbessern, um die Ziele der

66 A/59/159. 
67 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

68 A/58/283, A/58/666, A/58/704, A/59/65-E/2004/48 und Add.1,
A/59/152, A/59/211, A/59/213, A/59/217, A/59/222, A/59/253,
A/59/263 und Add.1 und 2, A/59/264, A/59/291, A/59/299, A/59/357,
A/59/388, A/C.5/58/L.13 und A/C.5/59/4.
69 A/59/446.



VI.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Fünften Ausschusses

464

Organisation im Personalbereich zu erreichen, so auch im
Hinblick auf die ausgewogene geografische Verteilung und
die ausgewogene Vertretung der Geschlechter, entsprechend
dem Auftrag der Generalversammlung, und ersucht ihn fer-
ner, der Versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung
darüber Bericht zu erstatten;

10. ersucht den Generalsekretär außerdem, die Gruppe
für die Beachtung der Rechenschaftspflicht umzubilden, um
das interne Rechenschaftssystem zu stärken, darunter im Hin-
blick auf die Politiken und Ziele im Bereich des Personalwe-
sens, und dafür zu sorgen, dass die Gruppe über die erforder-
lichen Befugnisse verfügt, um die Programmleiter für ihre Er-
gebnisse bei der Verwirklichung der in den Personal-Aktions-
plänen enthaltenen Ziele rechenschaftspflichtig zu machen; 

11. betont, dass das Personalauswahlsystem transparent
und fair sein muss; 

12. hebt hervor, wie wichtig die Beteiligung von Perso-
nalvertretern an der Arbeit der zentralen Überprüfungsgremi-
en ist, und ersucht den Generalsekretär und bittet die Perso-
nalvertreter, einen Konsultationsprozess mit dem Ziel der
Wiederbeteiligung der Personalvertreter an der Arbeit der
zentralen Überprüfungsgremien einzuleiten; 

13. ersucht den Generalsekretär, alles daranzusetzen,
um sicherzustellen, dass die zentralen Überprüfungsgremien
ihre jeweilige Funktion im Rahmen des Personalauswahlsy-
stems voll und wirksam erfüllen, wie in Anhang II des Be-
richts des Generalsekretärs mit dem Titel "Reform des Perso-
nalmanagements"70 vorgesehen und später von der General-
versammlung in ihrer Resolution 55/258 genehmigt, nament-
lich durch die Behebung der in dem Bericht des Amtes für in-
terne Aufsichtsdienste71 aufgezeigten Mängel, und Vorschlä-
ge zu unterbreiten, um das Mandat der zentralen Überprü-
fungsgremien gegebenenfalls im Lichte der gewonnenen Er-
fahrungen zu ändern;

14. erinnert an das in Abschnitt II Ziffer 2 ihrer Resolu-
tion 51/226 enthaltene und in Abschnitt IV Ziffer 10 ihrer Re-
solution 53/221, Abschnitt VII ihrer Resolution 55/258 und
Abschnitt III ihrer Resolution 57/305 wiederholte Ersuchen
an den Generalsekretär, die Rechenschaftspflicht der Füh-
rungskräfte für Personalmanagemententscheidungen zu erhö-
hen, namentlich durch die Verhängung von Sanktionen in Fäl-
len erwiesenen Missmanagements von Personal und vorsätz-
licher Missachtung oder Nichtbeachtung festgelegter Vor-
schriften und Verfahren, wobei das Recht aller Bediensteten,
einschließlich der Führungskräfte, auf ein ordnungsgemäßes
Verfahren gewährleistet bleiben muss, und ersucht den Gene-
ralsekretär, ihr auf ihrer einundsechzigsten Tagung umfas-
send darüber Bericht zu erstatten;

15. ersucht den Generalsekretär, seine in den Ziffern 130
bis 132 seines Berichts72 beschriebenen Bemühungen fortzu-
setzen, der Generalversammlung über die bei der Durchfüh-

rung dieser Maßnahmen gewonnenen Erfahrungen Bericht zu
erstatten und ihr gegebenenfalls weitere Maßnahmenvor-
schläge zu unterbreiten;

16. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von Ziffer 91 des Be-
richts des Generalsekretärs72 und ersucht ihn, die Lage neu zu
analysieren;

II
Rekrutierung und Stellenbesetzung

1. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, dass
bei der Einstellung von Bediensteten ein Höchstmaß an Lei-
stungsfähigkeit, fachlicher Eignung und Integrität das wich-
tigste Kriterium ist und der Grundsatz der ausgewogenen geo-
grafischen Verteilung gebührend berücksichtigt wird, im Ein-
klang mit Artikel 101 Absatz 3 der Charta der Vereinten Na-
tionen;

2. erkennt an, wie wertvoll ein transparenter Rekrutie-
rungs-, Stellenbesetzungs- und Beförderungsprozess in der
Organisation ist;

3. nimmt Kenntnis von dem Vorschlag des Generalse-
kretärs73, gemäß der Empfehlung des Amtes für interne Auf-
sichtsdienste74 den für die Ausschreibung einer Stelle erfor-
derlichen Zeitraum von 60 auf 45 Tage zu verringern, und be-
schließt, sich auf ihrer einundsechzigsten Tagung im Rahmen
einer umfassenden Studie zur Untersuchung aller zum Aus-
wahl-, Rekrutierungs- und Stellenbesetzungsprozess beitra-
genden Faktoren erneut mit dieser Frage zu befassen;

4. ersucht den Generalsekretär, weiter darauf hinzuar-
beiten, den für die Stellenbesetzung erforderlichen Zeitraum
zu verringern, indem er alle Faktoren angeht, die zu Verzöge-
rungen im Auswahl-, Rekrutierungs- und Stellenbesetzungs-
prozess beitragen, und der Generalversammlung auf ihrer ein-
undsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

5. ersucht den Generalsekretär außerdem, auch künftig
im Einklang mit ihrer Resolution 57/305 ein System für die
Verteilung von Druckexemplaren aller Stellenausschreibun-
gen an alle Delegationen beizubehalten, außer an diejenigen,
die etwas anderes angeben;

6. bekräftigt, dass die Gleichberechtigung der beiden
Arbeitssprachen des Sekretariats geachtet werden muss, be-
kräftigt außerdem die Verwendung zusätzlicher Arbeitsspra-
chen an bestimmten Dienstorten auf der Grundlage eines
Mandats und ersucht in diesem Zusammenhang den General-
sekretär, dafür zu sorgen, dass in den Stellenausschreibungen
die Beherrschung einer der beiden Arbeitssprachen des Sekre-
tariats verlangt wird, es sei denn, die mit der Stelle zusam-
menhängenden Aufgaben erfordern eine bestimmte Arbeits-
sprache;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung im Rahmen seines

70 A/55/253 und Corr.1.
71 Siehe A/59/253.
72 A/59/263.

73 Ebd., Ziffer 189.
74 A/59/253, Ziffer 103.
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Berichts über die Personalstruktur des Sekretariats über die
Definition der Stellen im Sprachendienst Bericht zu erstatten;

8. bekundet ihre Besorgnis über die im Bericht des Am-
tes für interne Aufsichtsdienste genannten Mängel bei der Re-
krutierung internationaler Zivilbediensteter für Friedenssi-
cherungsmissionen75 und ersucht den Generalsekretär, sich
um die Behebung der Situation zu bemühen und der General-
versammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung darüber
Bericht zu erstatten;

9. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von den verschiede-
nen im Bericht des Amtes für interne Aufsichtsdienste71 auf-
gezeigten Schwachstellen im Zusammenhang mit dem Unter-
stützungswerkzeug Galaxy;

10. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
das Unterstützungswerkzeug Galaxy voll ausgebaut und effi-
zienter und nutzerfreundlicher gestaltet wird, um eine effi-
ziente Rekrutierung von Bediensteten im Sinne von Arti-
kel 101 der Charta zu ermöglichen, und sicherzustellen, dass
alle Bewerber zügig über den Ausgang ihrer Bewerbung un-
terrichtet werden;

11. ersucht den Generalsekretär außerdem, sicherzustel-
len, dass alle Bewerbungen in Papierform bei ihrem Eingang
in elektronische Form umgewandelt werden, damit sie in das
Galaxy-System aufgenommen werden können, zu gewährlei-
sten, dass diese Bewerbungen bei der Besetzung ausgeschrie-
bener Stellen berücksichtigt werden, und der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung darüber Be-
richt zu erstatten;

12. ersucht den Generalsekretär ferner, auch weiterhin
Auswahlmechanismen zu entwickeln, die gewährleisten, dass
alle über das Galaxy-System eingereichten Bewerbungen in
fairer Weise behandelt werden, dass qualifizierte Bewerber
gebührend berücksichtigt werden und dass Schlüsselwörter,
die nicht in den Stellenausschreibungen erscheinen, nicht da-
zu verwendet werden, qualifizierte Bewerber auszuschließen;

13. ersucht den Generalsekretär, auch künftig die erfor-
derlichen Schritte zu unternehmen, um zu gewährleisten, dass
das Galaxy-System in beiden Arbeitssprachen der Organisa-
tion zur Verfügung steht; 

14. ersucht den Generalsekretär erneut, die Mitglied-
staaten monatlich auf der öffentlichen Internetseite der Ver-
einten Nationen sowie auf Antrag in gedruckter Form über al-
le Ernennungen zu unterrichten;

III
Nationaler Auswahlwettbewerb und Laufbahnprüfung

für den Aufstieg vom Allgemeinen Dienst in den Höhe-
ren Dienst
1. wiederholt ihren Beschluss, dass die Übernahme

qualifizierter Bediensteter aus dem Allgemeinen in den Höhe-
ren Dienst auf die Besoldungsgruppen P-1 und P-2 und auf

höchstens 10 Prozent der Ernennungen in diesen Besoldungs-
gruppen beschränkt werden soll;

2. ermächtigt den Generalsekretär, jedes Jahr bis zu
sieben erfolgreiche Bewerber aus der Laufbahnprüfung für
den Aufstieg vom Allgemeinen in den Höheren Dienst auf
nicht der geografischen Verteilung unterliegende Stellen der
Besoldungsgruppe P-2 zu ernennen;

3. ermächtigt den Generalsekretär außerdem, jedes
Jahr bis zu drei erfolgreiche Bewerber aus der Laufbahnprü-
fung für den Aufstieg vom Allgemeinen in den Höheren
Dienst auf P-2-Stellen an Dienstorten mit einem chronisch
hohen Anteil unbesetzter Stellen zu ernennen, wenn keine er-
folgreichen Bewerber aus dem nationalen Auswahlwettbe-
werb zur Verfügung stehen;

4. ersucht den Generalsekretär, besondere Anstrengun-
gen zu unternehmen, um Bewerber aus nicht repräsentierten
und unterrepräsentierten Mitgliedstaaten, die den nationalen
Auswahlwettbewerb bestanden haben, auf entsprechende
freie Stellen im Sekretariat zu ernennen;

5. ersucht den Generalsekretär außerdem, sicherzustel-
len, dass geeignete Stellen rasch mit möglichst vielen Bewer-
bern besetzt werden, die nach dem Bestehen des nationalen
Auswahlwettbewerbs in die Reserveliste aufgenommen wur-
den;

6. wiederholt Abschnitt II Ziffer 43 ihrer Resolution
57/305 und ersucht den Generalsekretär, die für die Rekrutie-
rung in der Besoldungsgruppe P-3 geltende Verwaltungsan-
weisung strikt anzuwenden und der Generalversammlung auf
ihrer einundsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten;

IV
Maßnahmen zur Verbesserung der ausgewogenen 

geografischen Verteilung
1. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den seit 1994

erzielten Fortschritten bei der Verringerung der Zahl der nicht
repräsentierten und unterrepräsentierten Länder;

2. ersucht den Generalsekretär, seine derzeitigen An-
strengungen zur Herbeiführung einer ausgewogenen geogra-
fischen Verteilung im Sekretariat fortzusetzen und für eine
möglichst breite geografische Verteilung der Bediensteten in
allen Sekretariats-Hauptabteilungen und -Bereichen Sorge zu
tragen; 

3. begrüßt die fortlaufenden Anstrengungen des Gene-
ralsekretärs zur Verbesserung der Situation der nicht reprä-
sentierten und unterrepräsentierten Mitgliedstaaten sowie der-
jenigen, die im System des Soll-Stellenrahmens Gefahr lau-
fen, unterrepräsentiert zu werden;

4. nimmt Kenntnis von dem niedrigen Prozentsatz der
Ernennungen von Bediensteten aus nicht repräsentierten und
unterrepräsentierten Mitgliedstaaten auf der geografischen
Verteilung unterliegende Stellen im Jahr 2004;

5. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von dem Rückgang
des Anteils der mit Staatsangehörigen von Entwicklungslän-
dern besetzten Stellen auf den herausgehobenen und führen-
den Rangebenen des Sekretariats;75 Siehe A/59/152.
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6. ersucht den Generalsekretär erneut, alle erforderli-
chen Maßnahmen zu ergreifen, um im Einklang mit den ein-
schlägigen Resolutionen der Generalversammlung in den her-
ausgehobenen und führenden Rangebenen des Sekretariats ei-
ne ausgewogene Vertretung der Mitgliedstaaten zu gewähr-
leisten, insbesondere der auf diesen Rangebenen unzurei-
chend vertretenen Mitgliedstaaten, namentlich der nicht re-
präsentierten und unterrepräsentierten Staaten, vor allem der
Entwicklungsländer, und in alle künftigen Berichte über die
Personalstruktur des Sekretariats auch weiterhin diesbezügli-
che sachdienliche Informationen aufzunehmen;

7. stellt fest, dass das System der geografischen Vertei-
lung für die Anwendung auf Länder und nicht auf Regionen
oder Gruppen konzipiert wurde;

8. erinnert an Abschnitt II Ziffer 30 ihrer Resolution
57/305 und ersucht den Generalsekretär erneut, in seinem
nächsten Bericht über die Personalstruktur des Sekretariats
das Ausmaß der Unterrepräsentierung von Mitgliedstaaten zu
analysieren; 

9. ermächtigt den Generalsekretär, für eine Probezeit
von zwei Jahren, in der die Verfahren vollständig ausgearbei-
tet werden, entsprechend dem Vorschlag in den Ziffern 21
und 22 seines Berichts76 eine Sonderliste von Bewerbern aus
nicht repräsentierten und unterrepräsentierten Mitgliedstaaten
für eine bestimmte Anzahl von Stellen auf den Rangebenen
P-4 und P-5 aufzustellen, bis diese Mitgliedstaaten sich inner-
halb des Soll-Stellenrahmens befinden, und ersucht den Ge-
neralsekretär, der Generalversammlung auf ihrer einundsech-
zigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten;

10. begrüßt die Praxis der Durchführung von Rekrutie-
rungsmissionen in nicht repräsentierten und unterrepräsen-
tierten Mitgliedstaaten und ersucht den Generalsekretär, diese
Anstrengungen zu verstärken, um die Anzahl der aus diesen
Mitgliedstaaten rekrutierten Bediensteten nach Durchlaufen
der regulären Rekrutierungsverfahren für ausgeschriebene
Stellen zu erhöhen; 

11. wiederholt ihr in Abschnitt II Ziffer 29 ihrer Resolu-
tion 57/305 enthaltenes Ersuchen an den Generalsekretär,
konkrete Ziele zu setzen sowie ein Programm zu entwickeln,
um eine ausgewogene geografische Vertretung zu erreichen;

12. nimmt Kenntnis von der Anzahl der nach dem Sy-
stem des Soll-Stellenrahmens überrepräsentierten Länder und
ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung im
Rahmen seines Berichts über die Personalstruktur des Sekre-
tariats analytische Informationen zu dieser Frage vorzulegen; 

13. erklärt erneut, dass im Einklang mit ihren Resolutio-
nen 41/206 B vom 11. Dezember 1986, 53/221, 55/258 und
57/305 keine Stelle, auch nicht in den höchsten Rangebenen,
als ausschließliches Reservat eines bestimmten Mitgliedstaats
oder einer bestimmten Gruppe von Staaten angesehen werden
darf, und ersucht den Generalsekretär erneut, sicherzustellen,
dass in der Regel kein Angehöriger eines Mitgliedstaats die

Nachfolge eines Angehörigen desselben Staates in einer her-
ausgehobenen Position antritt und dass herausgehobene Posi-
tionen nicht das Monopol von Staatsangehörigen eines Staa-
tes oder einer Gruppe von Staaten sind, und der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung darüber Be-
richt zu erstatten;

V
System der ausgewogenen geografischen Verteilung
1. ersucht den Generalsekretär erneut, wie in ihrer Re-

solution 42/220 A vom 21. Dezember 1987 gebilligt, die der
geografischen Verteilung unterliegenden Stellen, deren Ge-
samtzahl sich derzeit auf 2.783 beläuft, in vollem Umfang zu
besetzen; 

2. ersucht den Generalsekretär außerdem erneut, den in
Abschnitt IX Ziffer 2 ihrer Resolution 57/305 angeforderten
Bericht vorzulegen, der eine Bewertung der Fragen im Zu-
sammenhang mit möglichen Veränderungen der Anzahl der
Stellen, die dem System der geografischen Verteilung unter-
liegen, umfassen wird, und ersucht den Generalsekretär, der
Generalversammlung den Bericht im zweiten Teil ihrer wie-
deraufgenommenen neunundfünfzigsten Tagung vorzulegen;

3. verweist auf Abschnitt IX Ziffer 1 ihrer Resolution
57/305 und beschließt, sich auf ihrer einundsechzigsten Ta-
gung erneut mit diesem Thema zu befassen;

4. ersucht den Rat der Rechnungsprüfer, zu prüfen, in-
wieweit der Grundsatz der ausgewogenen geografischen Ver-
tretung im Sekretariat auf allen Ebenen entsprechend den ein-
schlägigen Resolutionen der Generalversammlung ange-
wandt wird, sowie zu verifizieren, inwieweit die Maßnahmen
zur Gewährleistung der Transparenz und der Rechenschafts-
pflicht auf allen Ebenen des Auswahl-, Rekrutierungs- und
Stellenbesetzungsprozesses gemäß den einschlägigen Ver-
sammlungsresolutionen angewandt werden;

5. ersucht den Rat der Rechnungsprüfer außerdem, der
Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung
seine Feststellungen und Empfehlungen zur Prüfung und Be-
schlussfassung vorzulegen;

VI
Vertretung der Geschlechter

1. bekräftigt das Ziel der zahlenmäßigen Gleichstel-
lung von Männern und Frauen in allen Rangstufen des Sy-
stems der Vereinten Nationen, insbesondere auf den heraus-
gehobenen und führenden Rangebenen, unter voller Achtung
des Grundsatzes der ausgewogenen geografischen Verteilung
im Einklang mit Artikel 101 der Charta, und bedauert, dass
die Erreichung dieses Zieles bisher nur langsam voranschrei-
tet; 

2. bekundet ihre Besorgnis über den nach wie vor ge-
ringen Frauenanteil, insbesondere von Frauen aus Entwick-
lungsländern, im Sekretariat, vor allem auf den herausgehobe-
nen Rangebenen, und betont, dass zu berücksichtigen ist, dass
Frauen aus bestimmten Ländern, insbesondere Entwicklungs-
ländern, weiterhin nicht vertreten oder unterrepräsentiert sind,
und dass diesen Frauen im Rekrutierungsprozess gleiche76 A/59/264.
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Chancen einzuräumen sind, in vollem Einklang mit den ein-
schlägigen Resolutionen; 

3. nimmt mit Besorgnis davon Kenntnis, dass von den
86 Frauen, die zwischen dem 1. Juli 2003 und dem 30. Juni
2004 auf Stellen ernannt wurden, die dem System des Soll-
Stellenrahmens unterliegen, nur 26 aus Entwicklungsländern
kamen;

4. ersucht den Generalsekretär, verstärkte Anstrengun-
gen zu unternehmen, um das Ziel der Geschlechterparität im
Sekretariat, insbesondere auf den herausgehobenen Rangebe-
nen, zu erreichen und seine Einhaltung zu überwachen, und in
diesem Zusammenhang dafür zu sorgen, dass Frauen, insbe-
sondere aus Entwicklungs- und Transformationsländern, an-
gemessen im Sekretariat vertreten sind, und der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung darüber Be-
richt zu erstatten;

5. ersucht den Generalsekretär außerdem, zur Errei-
chung dieses Zieles Rekrutierungsvorgaben, Fristen zur Er-
füllung dieser Vorgaben und Maßnahmen zur Gewährleistung
der Rechenschaftspflicht auszuarbeiten und umzusetzen;

6. ersucht den Generalsekretär ferner, die Rolle der
Koordinierungsstellen für Frauenbelange, namentlich im
Kontext des Personalauswahlsystems, und ihre Mitwirkung
an der Erarbeitung und Überwachung der Personal-Aktions-
pläne der Hauptabteilungen klarzustellen; 

7. legt den Mitgliedstaaten nahe, die Anstrengungen
des Generalsekretärs zu unterstützen, indem sie mehr Bewer-
berinnen namhaft machen und sie ermutigen, sich um Stellen
im Sekretariat zu bewerben, und indem sie ihre Staatsangehö-
rigen, insbesondere Frauen, auf freie Stellen im Sekretariat
aufmerksam machen;

VII
Stellenstruktur

ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung
gegebenenfalls Vorschläge zur Reform der Stellenstruktur zu
unterbreiten, mit dem Ziel, eine etwaige Erhöhung des Anteils
der P-2- und P-3-Stellen zu erwägen und dabei die Gelegen-
heit zu nutzen, die sich in den kommenden Jahren durch die
Versetzung vieler hochrangiger Bediensteter in den Ruhe-
stand ergibt;

VIII
Mobilität

1. bekräftigt Abschnitt V ihrer Resolution 55/258 so-
wie den in Abschnitt II ihrer Resolution 57/305 enthaltenen
Teil betreffend die Mobilität und verweist auf ihre früheren
diesbezüglichen Ersuchen an den Generalsekretär; 

2. hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass der Ge-
neralsekretär bei der Durchführung der Mobilitätspolitik si-
cherstellen soll,

a) dass sich die Mobilität nicht nachteilig auf die Kon-
tinuität und Qualität der Dienstleistungen, das institutionelle
Gedächtnis und die Kapazität der Organisation auswirkt;

b) dass sie nicht dazu führt, dass frei gewordene Stellen
umgeschichtet oder gestrichen werden;

c) dass sie sich positiv auf die Besetzung der gegenwär-
tig hohen Zahl freier Stellen an einigen Dienstorten und in ei-
nigen Regionalkommissionen der Vereinten Nationen aus-
wirkt;

d) dass eine klare Unterscheidung zwischen der Mobi-
lität innerhalb eines Dienstortes und der Mobilität zwischen
verschiedenen Dienstorten getroffen wird und dass Letztere
ein wichtigerer Faktor für die Laufbahnentwicklung sein soll-
te;

e) dass für alle Stellen im Höheren Dienst und auf den
oberen Führungsebenen die Mobilität gefördert wird;

3. stellt fest, unter Anerkennung der voraussichtlichen
positiven Auswirkungen der Mobilitätspolitik, dass ihre
Durchführung möglicherweise auch Probleme und Herausfor-
derungen mit sich bringen wird, die es zu bewältigen gilt;

4. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen
Schritte zu unternehmen, um sicherzustellen, dass die Mobili-
tät nicht als Mittel zur Nötigung der Bediensteten genutzt
wird und dass es geeignete Maßnahmen zur Überwachung
und zur Gewährleistung der Rechenschaftspflicht gibt;

5. nimmt Kenntnis von den in Ziffer 85 des Berichts des
Generalsekretärs72 beschriebenen Maßnahmen zur Erleichte-
rung der Durchführung der Mobilitätspolitik und ersucht den
Generalsekretär, einen strategischen Plan mit Indikatoren,
Richtgrößen, Fristen und klaren Kriterien für die Durchfüh-
rung der Mobilitätspolitik auszuarbeiten und der Generalver-
sammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung unter Ein-
schluss von Informationen über die finanziellen Auswirkun-
gen darüber Bericht zu erstatten, damit sie die Frage prüfen
und Maßnahmen zur Lösung etwaiger Probleme beschließen
kann; 

6. ersucht den Generalsekretär, bei der Weiterentwick-
lung der Mobilitätspolitik die Bediensteten auch künftig zu
konsultieren; 

7. ersucht die Kommission für den internationalen öf-
fentlichen Dienst, im Rahmen ihres Mandats die Frage der
Mobilität im gemeinsamen System der Vereinten Nationen,
einschließlich ihrer Auswirkungen auf die Laufbahnentwick-
lung, weiter zu behandeln und der Generalversammlung im
Rahmen ihrer Jahresberichte entsprechende Empfehlungen
vorzulegen; 

8. ersucht den Generalsekretär, Anreize zu erwägen,
um Bedienstete zum Wechsel an Dienstorte mit einer chro-
nisch hohen Zahl freier Stellen zu bewegen; 

9. wiederholt Abschnitt II Ziffer 51 ihrer Resolution
57/305, in dem die Generalversammlung dem Generalsekre-
tär nahe legte, nach Bedarf den Abschluss von Vereinbarun-
gen zwischen dem Sekretariat und den Fonds, Programmen
und Sonderorganisationen der Vereinten Nationen über die
Mobilität für alle Personalkategorien zu beschleunigen, und
ersucht den Generalsekretär, der Versammlung auf ihrer ein-
undsechzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

10. bittet die Gaststaaten, gegebenenfalls ihre Vorschrif-
ten für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis an Ehegatten von
Bediensteten der Vereinten Nationen zu überprüfen;
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11. bittet den Generalsekretär, auch weiterhin nach Mit-
teln und Wegen zu suchen, wie den Ehegatten dabei geholfen
werden kann, Beschäftigungsmöglichkeiten zu finden, erfor-
derlichenfalls im Benehmen mit den Regierungen der Gast-
staaten, so auch durch die Ergreifung von Maßnahmen mit
dem Ziel, die Erteilung von Arbeitserlaubnissen zu beschleu-
nigen; 

12. erkennt an, dass die Mobilität unterstützt werden
muss, indem größere Anstrengungen zur Verbesserung der
Lebens- und Arbeitsbedingungen an den verschiedenen
Dienstorten unternommen werden;

IX
Regelungen in Bezug auf die Anstellungsverträge

nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs
über die Regelungen in Bezug auf die Anstellungsverträge77

und beschließt, die Frage auf ihrer sechzigsten Tagung im
Rahmen ihrer Behandlung des Berichts der Kommission für
den internationalen öffentlichen Dienst über die Regelungen
in Bezug auf die Anstellungsverträge wieder aufzugreifen,
mit dem Ziel, dann einen Beschluss dazu zu fassen;

X
Einstellung von Personal der Feldmissionen im Rahmen 

der Serien 100 und 300 der Personalordnung
1. beschließt, die Anwendung der Höchstgrenze von

vier Jahren für zeitlich begrenzte Anstellungen in Friedenssi-
cherungseinsätzen im Rahmen der Serie 300 der Personalord-
nung bis zum 30. Juni 2005 weiter auszusetzen;

2. ermächtigt den Generalsekretär eingedenk Ziffer 1,
bis zu einem entsprechenden Beschluss der Generalversamm-
lung die Missionsbediensteten, die im Rahmen von Verträgen
nach der Serie 300 die Höchstgrenze von vier Jahren bis zum
31. Dezember 2004 oder danach erreicht haben, im Rahmen
der Serie 100 der Personalordnung wieder einzustellen, mit
der Maßgabe, dass die von ihnen ausgeübten Funktionen
überprüft und für notwendig befunden wurden und ihre Lei-
stung als vollauf zufriedenstellend bestätigt wurde, und er-
sucht ihn, der Generalversammlung auf dem zweiten Teil ih-
rer wiederaufgenommenen neunundfünfzigsten Tagung dar-
über Bericht zu erstatten;

3. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung zur Behandlung und Beschlussfassung auf dem zweiten
Teil ihrer wiederaufgenommenen neunundfünfzigsten Ta-
gung Vorschläge darüber vorzulegen, welche Funktionen für
Wiedereinstellungen im Rahmen der Serie 100 in Frage kom-
men;

4. ersucht den Generalsekretär außerdem, bis zu einem
Beschluss der Generalversammlung über den oben erbetenen
Bericht neue Missionsbedienstete auch weiterhin hauptsäch-
lich im Rahmen von Verträgen nach der Serie 300 einzustel-
len;

5. ersucht die Kommission für den internationalen öf-
fentlichen Dienst, mit hohem Vorrang die für die Beschäfti-
gung von Personal des Gemeinsamen Systems im Feld ver-
fügbaren vertraglichen Regelungen zu überprüfen, so auch
die Praxis der Umwandlung anderer vertraglicher Regelungen
in Verträge nach der Serie 100, und ersucht die Kommission,
der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung
eine Analyse darüber vorzulegen, ob es wünschenswert und
praktikabel ist, die Beschäftigungsbedingungen im Feld, ein-
schließlich an für Familien ungeeigneten Dienstorten, zu har-
monisieren, und ausführlich über die finanziellen Auswirkun-
gen Auskunft zu geben;

6. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung einen umfassenden
Bericht mit Vorschlägen zu den Beschäftigungsbedingungen
im Feld vorzulegen und darin unter anderem darauf einzuge-
hen, ob es praktikabel und wünschenswert wäre, eigens für
Friedenssicherungseinsätze geltende Beschäftigungsbedin-
gungen einzuführen und bei den Vereinten Nationen die Be-
schäftigungsbedingungen im Feld zu harmonisieren;

7. erkennt die Autorität des Generalsekretärs an, Perso-
nal entsprechend den operativen Erfordernissen der Organisa-
tion zuzuteilen und einzusetzen, und ersucht ihn, die Abord-
nung von Personal, insbesondere von Bediensteten des Allge-
meinen Dienstes, vom Amtssitz und anderen ständigen
Dienststellen zu den Feldmissionen einzuschränken, es sei
denn, die operativen Erfordernisse verlangen es oder es fehlt
auf den lokalen Arbeitsmärkten an den erforderlichen Fach-
kräften;

XI
Berater und Einzelauftragnehmer

1. schließt sich den Bemerkungen und Empfehlungen
in den Ziffern 59 bis 61 des Berichts des Beratenden Aus-
schusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen69 an und er-
sucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer
einundsechzigsten Tagung über den Einsatz von Beratern und
Einzelauftragnehmern, einschließlich der zur Verbesserung
der diesbezüglichen Überwachungskapazität des Bereichs
Personalmanagement getroffenen Maßnahmen, Bericht zu er-
statten;

2. bekräftigt, dass Berater keine Aufgaben wahrneh-
men dürfen, die Bediensteten der Organisation obliegen, und
auch keinerlei Verantwortlichkeiten in Bezug auf die Außen-
vertretung und keine Aufsichtsfunktionen ausüben dürfen;

3. erklärt erneut, dass der Generalsekretär davon Ab-
stand nehmen soll, Berater für Aufgaben einzusetzen, die für
Planstellen vorgesehen sind, und dass Berater nur in strikter
Übereinstimmung mit den bestehenden Vorschriften und den
einschlägigen Resolutionen der Generalversammlung und nur
in den Bereichen eingestellt werden sollen, in denen die Orga-
nisation nicht über den nötigen Sachverstand verfügt;

4. erklärt außerdem erneut, dass der Generalsekretär
erforderlichenfalls Vorschläge zur Schaffung von Planstellen
in den Bereichen vorlegen soll, in denen Berater häufig für ei-
nen Zeitraum von mehr als einem Jahr eingestellt werden, und77 A/59/263/Add.1.
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dass er der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten
Tagung darüber Bericht erstatten soll;

XII
Beschäftigung von ehemaligen Bediensteten 

im Ruhestand
1. stellt mit Besorgnis fest, dass der Einsatz von ehema-

ligen Bediensteten im Ruhestand in den Fachabteilungen und
in Entscheidungspositionen zugenommen hat;

2. stellt außerdem mit Besorgnis fest, dass das Fehlen
einer angemessenen Nachbesetzungsplanung die Verjüngung
der Organisation und die Verwirklichung der Kernziele des
Personalmanagements beeinträchtigt;

3. schließt sich den in den Ziffern 63 und 65 des Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und
Haushaltsfragen69 zum Ausdruck gebrachten Auffassungen
an;

4. ersucht den Generalsekretär erneut, dafür zu sorgen,
dass die Beschäftigung von ehemaligen Bediensteten im Ru-
hestand keine nachteiligen Auswirkungen auf die Laufbahn-
planung und die Mobilität anderer Bediensteter der Vereinten
Nationen hat;

5. ersucht den Generalsekretär, nur dann auf die Be-
schäftigung von ehemaligen Bediensteten im Ruhestand zu-
rückzugreifen, wenn die operativen Erfordernisse der Organi-
sation von dem vorhandenen Personal nicht erfüllt werden
können;

6. betont, dass ehemalige Bedienstete im Ruhestand
nur ausnahmsweise eingestellt werden sollen, und legt in die-
ser Hinsicht dem Generalsekretär nahe, freie Stellen auf der
Führungs- und Leitungsebene über den üblichen Personalaus-
wahlprozess zu besetzen;

7. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer einundsechzigsten Tagung über den Einsatz
von ehemaligen Bediensteten im Ruhestand Bericht zu erstat-
ten und eindeutige Kriterien für die Auswahl von ehemaligen
Bediensteten im Ruhestand, insbesondere im Höheren Dienst,
auszuarbeiten;

XIII
Untersuchung über die Verfügbarkeit von Fachkräften 

auf lokalen Arbeitsmärkten
nach Behandlung des Berichts des Amtes für interne Auf-

sichtsdienste über die Frage, inwieweit die erforderlichen
Fachkräfte für Stellen des Allgemeinen Dienstes, für die eine
internationale Rekrutierung vorgenommen wird, auch auf den
lokalen Arbeitsmärkten verfügbar sind78,

1. ersucht den Generalsekretär, eine Untersuchung dar-
über durchführen zu lassen, inwieweit die erforderlichen
Fachkräfte für Stellen des Allgemeinen Dienstes, für die eine
internationale Rekrutierung vorgenommen wird, auch auf den
lokalen Arbeitsmärkten verfügbar sind, und auf der Grundla-

ge der Untersuchungsergebnisse die 1975 getroffene Feststel-
lung neu zu bewerten, dass die Stellen in den Textverarbei-
tungssektionen mit außerhalb des Dienstortbereichs rekrutier-
ten Bediensteten besetzt werden müssten, eingedenk der Not-
wendigkeit, bei allen mit Sprachen zusammenhängenden
Funktionen den höchsten Qualitätsstandard zu gewährleisten,
und der Generalversammlung auf ihrer sechzigsten Tagung
darüber Bericht zu erstatten;

2. beschließt, sich auf ihrer sechzigsten Tagung im
Rahmen ihrer Behandlung des in Ziffer 1 erbetenen Berichts
erneut mit dieser Frage und mit dem Bericht des Amtes für in-
terne Aufsichtsdienste78 zu befassen;

XIV
Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen 

für Menschenrechte
1. begrüßt den Bericht der Gemeinsamen Inspektions-

gruppe über die Managementüberprüfung des Amtes des Ho-
hen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrech-
te79 und nimmt Kenntnis von den Bemerkungen des General-
sekretärs zu dem Bericht und den von dem Amt ergriffenen
Maßnahmen zur Umsetzung der Empfehlungen der Gemein-
samen Inspektionsgruppe80;

2. betont, dass die Personalrekrutierung im Amt des
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte in vollem Benehmen mit dem Bereich Personalmana-
gement und unter dessen Anleitung zu erfolgen hat, entspre-
chend den Bestimmungen dieser Resolution und anderen ein-
schlägigen Mandaten beschlussfassender Organe; 

3. stellt fest, dass die Gemeinsame Inspektionsgruppe
der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung
einen Anschlussbericht zu dieser Frage zur Behandlung unter
den entsprechenden Tagesordnungspunkten vorlegen wird;

XV
Maßnahmen zur Verhütung von Diskriminierung
1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-

tärs über Maßnahmen zur Verhütung von Diskriminierung in
den Vereinten Nationen auf Grund der Staatsangehörigkeit,
der Rasse, des Geschlechts, der Religion oder der Sprache81

und ersucht ihn, in Zusammenarbeit mit dem Amt für interne
Aufsichtsdienste und der Gemeinsamen Inspektionsgruppe
nach Bedarf weitere Maßnahmen auszuarbeiten, um eine der-
artige Diskriminierung zu verhüten, im Einklang mit den
Grundsätzen der Charta und den Bestimmungen des Personal-
statuts und der Personalordnung der Vereinten Nationen, und
der Generalversammlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung
darüber Bericht zu erstatten;

2. beschließt, den Bericht des Generalsekretärs81 auf
dem ersten Teil ihrer wiederaufgenommenen neunundfünf-
zigsten Tagung unter dem Tagesordnungspunkt "Rechtspfle-
ge bei den Vereinten Nationen" weiter zu behandeln;

78 Siehe A/59/388.

79 Siehe A/59/65-E/2004/48.
80 Siehe A/59/65/Add.1-E/2004/48/Add.1.
81 A/59/211.
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XVI
Konsultationen zwischen Personal und Leitung

1. nimmt Kenntnis von den von den Personalvertretern
im Fünften Ausschuss zum Ausdruck gebrachten Auffassun-
gen, betont, wie wichtig ein sinnvoller Dialog über Fragen des
Personalmanagements zwischen Personal und Leitung ist,
und fordert beide Parteien auf, verstärkte Anstrengungen zur
Überwindung von Meinungsverschiedenheiten zu unterneh-
men und den Konsultationsprozess wieder aufzunehmen;

2. ersucht den Generalsekretär erneut, im Einklang mit
Artikel VIII des Personalstatuts und der Personalordnung so-
wie Resolution 35/213 vom 17. Dezember 1980 die Auffas-
sungen der Personalvertreter zu berücksichtigen;

XVII
Sonstige Fragen

1. betont, dass alle mit der Durchführung der Resolu-
tionen und Beschlüsse der Generalversammlung zusammen-
hängenden Verwaltungserlasse des Generalsekretärs in vol-
lem Einklang mit diesen Resolutionen und Beschlüssen zu
stehen haben und der Versammlung gemäß den festgelegten
Vorschriften, Regeln und Verfahren zur Kenntnis zu bringen
sind;

2. erklärt erneut, dass Bedienstete gemäß Artikel 1.2
des Personalstatuts nicht aktiv an der Leitung eines auf Ge-
winn ausgerichteten Geschäftsbetriebs oder eines sonstigen
Unternehmens mitwirken oder daran finanziell beteiligt sein
dürfen, wenn der Bedienstete oder der auf Gewinn ausgerich-
tete Geschäftsbetrieb oder das sonstige Unternehmen auf
Grund der Stellung des Bediensteten bei den Vereinten Natio-
nen von einer solchen Mitwirkung oder einer solchen finanzi-
ellen Beteiligung profitieren könnte;

XVIII
Berichterstattung

ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung
zur Behandlung auf ihrer einundsechzigsten Tagung gegebe-
nenfalls konsolidierte Berichte über die Ergebnisse der
Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 59/267
Verabschiedet auf der 76. Plenarsitzung am 23. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/646, Ziffer 8)82.

59/267. Berichte der Gemeinsamen Inspektionsgruppe

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer früheren Resolutionen über die Ge-
meinsame Inspektionsgruppe, insbesondere die Resolutionen
31/192 vom 22. Dezember 1976, 50/233 vom 7. Juni 1996,
54/16 vom 29. Oktober 1999, 55/230 vom 23. Dezember
2000, 56/245 vom 24. Dezember 2001, 57/284 A and B vom
20. Dezember 2002 and 58/286 vom 8. April 2004,

nach Behandlung des Berichts der Gemeinsamen Inspek-
tionsgruppe für 200383, der Mitteilung des Generalsekretärs
zur Übermittlung des Arbeitsprogramms der Gemeinsamen
Inspektionsgruppe für 200484 sowie des Berichts des General-
sekretärs über die Umsetzung der Empfehlungen der Gemein-
samen Inspektionsgruppe85,

mit Anerkennung feststellend, dass die Gemeinsame In-
spektionsgruppe vor kurzem zur Ergänzung ihrer Normen und
Richtlinien interne Arbeitsverfahren und -mechanismen ein-
geführt hat, die die Qualität ihrer Tätigkeit und deren Wirkung
verbessern sollen,

in der Erkenntnis, dass die Satzung der Gruppe in vollem
Umfang angewandt werden soll, wenn die Gruppe ihre Wirk-
samkeit noch weiter steigern will,

1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht der Ge-
meinsamen Inspektionsgruppe für 200383;

2. nimmt Kenntnis von der Mitteilung des Generalse-
kretärs zur Übermittlung des Arbeitsprogramms der Gruppe
für 200484;

3. nimmt außerdem Kenntnis von dem Bericht des Ge-
neralsekretärs über die Umsetzung der Empfehlungen der
Gruppe85;

4. beschließt, vom Generalsekretär keinen Bericht über
die Umsetzung der Empfehlungen der Gruppe mehr zu ver-
langen;

5. ist der Auffassung, dass die volle Anwendung der
Satzung der Gruppe zur Stärkung ihrer Rolle und zu einer er-
höhten Wirksamkeit ihrer Tätigkeit beitragen dürfte;

6. fordert die Mitgliedstaaten, die gebeten werden,
Kandidaten für die Mitgliedschaft in der Gruppe vorzuschla-
gen, nachdrücklich auf, die in Artikel 2 Absatz 1 der Satzung
enthaltenen Vorschriften betreffend Qualifikationen und Er-
fahrungen streng einzuhalten;

7. betont, wie wichtig es ist, sicherzustellen, dass Kan-
didaten Erfahrungen auf mindestens einem der nachfolgenden
Gebiete haben: Aufsicht, Rechnungsprüfung, Inspektion, Un-
tersuchung, Evaluierung, Finanzen, Projektevaluierung, Pro-
grammevaluierung, Personalmanagement, Management, öf-
fentliche Verwaltung, Überwachung und/oder Programm-
vollzug sowie Kenntnisse des Systems der Vereinten Natio-
nen und seiner Rolle in den internationalen Beziehungen;

8. bittet den Präsidenten der Generalversammlung, für
die volle Anwendung der in Artikel 3 Absatz 2 der Satzung
der Gruppe vorgesehenen Verfahren und Mechanismen zur
Überprüfung der Qualifikationen der vorgeschlagenen Kandi-
daten Sorge zu tragen, namentlich durch gemeinsame Konsul-
tationen mit dem Präsidenten des Wirtschafts- und Sozialrats
und dem Vorsitzenden des Koordinierungsrats der Leiter des

82 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

83 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Neunundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 34 (A/59/34).
84 A/59/75.
85 A/59/349.




